
 
Rede von Susanne Stiefel, Journalistin, Mitbegründerin der Kontext-Wochenzeitung und Vorstandsmit-
glied des „Forums gemeinnütziger Journalismus“, auf der 753. Montagsdemo am 14.4.2025 

Jetzt erst recht: Wenn die Zeiten härter werden, muss der  
Journalismus renitenter werden 

Liebe Mitstreiter:innen für eine demokratische Öffentlichkeit,  

als mich Tom Adler gefragt hat, ob ich als Journalistin und Kontextmitgründerin hier auf der Mon-
tagsdemo reden will, über das Informationsfreiheitsgesetz, über die Nazi-Prozesskeule gegen Kontext, 
musste ich nicht lange überlegen. Nicht nur, weil es Kontext ohne den S21-Protest hier in Stuttgart so 
nicht geben würde.  

Und ok, meistens stand ich am Bahnhofsvorplatz, im Grundwassermanagement oder am Schlossplatz 
mit einem Stift in der Hand und einem Block. Und vor der Bühne. Heute stehe ich hier oben, weil ich 
überzeugt bin, dass der Journalismus renitenter werden muss, wenn die Zeiten härter werden, muti-
ger, kämpferischer, kritischer.  

Jetzt stehe ich hier als Lobbyistin, eine ganz neue Rolle. Ich stehe hier als Lobbyistin für einen Journa-
lismus, der sagt, was ist – gerade jetzt, wenn Politiker Journalist:innen sogar in den Block diktieren 
wollen, wie der Golf von Mexico nach dem Willen des großen Diktators in Washington neuerdings 
heißen soll.  

Wenn, wie „Reporter ohne Grenzen“ erst kürzlich wieder veröffentlich hat, tätliche Angriffe auf Re-
porter:innen in Deutschland 2024 zugenommen haben. Wenn die Zeitung, die ich mitgegründet habe, 
in einem Slapp-Prozess (Slapp = Einschüchterung durch Klagen), angestrengt von einem Rechtsextre-
men, mundtot gemacht werden soll.  

Dieser mutige und kritische Journalismus braucht heute jede Unterstützung aus der demokratischen 
Gesellschaft, er braucht den Schutz der Zivilgesellschaft. Und er braucht den Schutz durch Gesetze – 
etwa die Rechtssicherheit des gemeinnützigen Journalismus. Denn wenn niemand mehr ins Dunkle 
leuchtet – wie der Kollege Alexander Roth von der Waiblinger Kreiszeitung, über den noch zu spre-
chen sein wird, so schön schreibt – blüht die Korruption, und Skandale bleiben verborgen.  

Was hat das mit der Montagsdemo zu tun und dem Bahnhof?, fragte mich eine Freundin. Sehr viel, 
wie ich finde. Am Beispiel S21 haben wir alle gemerkt, wie wichtig ein Journalismus ist, der genau 
hinschaut: Damit Öffentlichkeit hergestellt werden kann, damit die guten Argumente, die hier im Pro-
test gesammelt wurden, auch einer breiteren Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Damit fehlender 
Brandschutz ebenso thematisiert wird wie die Argumente für den Erhalt der Panoramastrecke.  

Kontext schaut seit unserer Gründung 2011 genau hin, wo andere Medien lange weggeschaut oder 
wie die Stuttgarter Zeitung den Bau des Bahnhofs zu ihrer eigenen Sache gemacht haben. Hofbericht-
erstattung nennt sich das, was dem Spruch des damaligen Ressortleiters Zielcke folgte: „Ohne die Zu-
stimmung der Stuttgarter Zeitung zu diesem Großprojekt würde Stuttgart 21 nie gebaut werden.“ Und 
Kontext bleibt auch heute noch dran am Thema Stuttgart 21.  

Wenn wir hier über den Bahnhof reden und schreiben, reden wir auch über den Zustand der Gesell-
schaft. Und darüber, wie Öffentlichkeit hergestellt und geschützt wird. Wir reden über Journalismus.  

Genau hinschauen und dranbleiben – das tun wir von Kontext nicht nur beim Bahnhof. Das tun wir 
auch bei den Rechten in der Gesellschaft, die immer lauter werden und immer frecher. Dass der AfD 
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Journalist:innen, die Licht ins Dunkel bringen, ein Dorn im Auge sind, das ist bekannt. Dass Kontext 
sich seit sieben Jahren in einem Rechtsstreit befindet mit einem Rechtsextremisten, wissen auch die 
meisten hier.  

Es geht um menschenverachtende, rassistische Chats eines ehemaligen Mitarbeiters zweier ehemaliger 
AfD-Landtagsabgeordneten in Stuttgart, den wir namentlich genannt haben. Nun hat uns das OLG 
Frankfurt die identifizierende Berichterstattung untersagt und die Berichte über dessen menschenver-
achtende Chats.  

Die Begründung: Kontext hätte zu wenig über die Quelle mitgeteilt, so dass sich der Senat kein Bild 
über deren Zuverlässigkeit hätte machen können und damit auch nicht über die Authentizität der 
Chats.  

Dieses Urteil ist ein Skandal! 

Denn dieses Urteil bedeutet nicht nur hohe Kosten für ein gemeinnütziges Zeitungsprojekt wie Kon-
text. Konkret: 25.000 Euro Schadenersatz für einen Neonazi, was uns besonders schmerzt. Aber auch 
Gerichtskosten in Höhe von 100.000 Euro.  

Aber was noch entscheidender ist: Wer den Quellenschutz aushebeln will, sägt an den Grundpfeilern 
journalistischer Arbeit.  

Der bereits erwähnte Kollege Alexander Roth von der Waiblinger Kreiszeitung hat es in einem Kom-
mentar zum OLG-Urteil vor wenigen Tagen auf den Punkt gebracht: Investigativer Journalismus funk-
tioniert vor allem über Informanten. Menschen, die uns auf Missstände hinweisen, uns Informationen 
zuspielen – vertraulich. Wer sensible Informationen an die Presse weitergibt, geht oft ein hohes per-
sönliches Risiko ein.  

„Wäre die Anonymität nicht gewährleitet, würden diese Informationen die Presse vermutlich nie er-
reichen. Wir alle würden weniger wissen über die Welt, in der wir leben. Skandale würde nicht aufge-
deckt. Schaden, den man hätte abwenden können, würde angerichtet werden. Und die wirklich wich-
tigen Geschichten, die, für die wir Journalismus unbedingt brauchen, würden weiter im Dunkeln blei-
ben. Geschichten wie die, für die Kontext vor Gericht gezerrt wurde.“ 

Oder wie der Vater des investigativen Journalismus, Günther Wallraff, in seinem Solidaritätsbeitrag 
für Kontext schreibt: „Wenn Gerichte die Preisgabe von Informanten fordern und Quellenschutz kri-
minalisieren, zerstören sie den Kern der investigativen Recherche, denn der Schutz von Informanten 
ist unbedingt einzuhalten. Streitwerte, die nahezu verdoppelt werden, oder immense Schadensersatz-
summen für Rechtsextreme können gerade kleinere Medien und Redaktionen zur Aufgabe zwingen 
und mundtot machen. So wird nicht der, der hetzt, sondern der, der aufdeckt verurteilt.“ Es ist die 
bekannte Praxis von Slapp-Prozessen – von Einschüchterungsprozessen, kritische Stimmen mundtot 
zu machen.  

Aber wir lassen uns nicht einschüchtern. Wir werden nicht aufgeben! Kontext wird beim Bundesge-
richtshof die Revision beantragen. Wir kämpfen juristisch weiter für das Recht, Ross und Reiter zu 
nennen.  

Und wir wollen ein Rechercheteam aufbauen und finanzieren, das weiter und schwerpunktmäßig in 
die rechten Ecken dieser Gesellschaft leuchtet. Auch das ist – wie alles bei Kontext – spendenfinanziert. 
Denn wir brauchen nicht weniger, sondern mehr Information und Aufklärung über die Rechten!  

Informationen sind der Sauerstoff der Demokratie, wie uns Wallraff ins Stammbuch geschrieben hat. 

Und damit komme ich zum „Informationsfreiheitsgesetz“ (IFG), dem Gesetz mit dem ach so sperrigen 
Namen. Doch dahinter steckt ein gutes Stück Demokratie, weil es das Recht der Öffentlichkeit sichert, 
hinter die Kulissen von Verwaltung und Politik zu schauen. Die Zeit der Geheimräte ist vorbei. Das 
scheint viele zu stören, vor allem die, die etwas zu verbergen haben. Wie etwa Philipp Amthor von 
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der CDU, der im Vorfeld der Koalitionsverhandlungen alles daran setzte, das Gesetz abzuschaffen. 
Alles unter dem Vorwand des Bürokratie-Abbaus.  

Das IFG ist kein bürokratisches Relikt – es ist eines der schärfsten Werkzeuge der Demokratie gegen 
Machtmissbrauch im Verborgenen.  

(Nochmal zur Erinnerung an die Amthor-Affäre: Philipp Amthor, 32, Mitgliederbeauftragter der CDU, 
schrieb eine interne Lobbymail, die dank des IFG öffentlich wurde. Die Mail zeigte, wie Amthor für 
ein umstrittenes US-Start-up beim Bundeswirtschaftsministerium lobbyierte. Später erhielt er Aktien-
optionen und einen Direktorenposten. Es war der Beginn der Amthor-Affäre.) 

Es ist ein Glück, dass sich Amthor in den Koalitionsverhandlungen nicht durchsetzen konnte. Im Ko-
alitionsvertrag steht jetzt nicht: Das IFG in seiner jetzigen Form wollen wir abschaffen, sondern: „das 
IFG wollen wir mit einem Mehrwert für Bürgerinnen und Verwaltung reformieren.“ Das ist gut so und 
wohl der SPD zu verdanken. Aber es ist kein Grund zur Entwarnung. Genau hinschauen, heißt es jetzt 
in vielen Punkten des Koalitionsvertrags. Denn das IFG ist wichtig.  

Eingeführt wurde es 2006. Ist doch eine tolle Sache, dass alle Bürger:innen Anfragen stellen, und Ein-
sicht in amtliche Dokumente nehmen können. Und das wurde auch munter getan. Allein über die 
gemeinnützige Plattform FragDenStaat, stellten in den vergangenen 20 Jahren Bürger:innen fast 
300.000 Anfragen an Behörden. Das hat der Kontext-Kollege Florian Kaufmann recherchiert.  

Und auch, welche Skandale mit Hilfe des IFG aufgedeckt wurden. Etwa der Maskendeal des damali-
gen Bundesgesundheitsministers Jens Spahn, die PKW-Maut von Ex-Bundesverkehrsminister An-
dreas Scheuer oder Einzelheiten zum Cum-Ex-Skandal. Und nicht zuletzt, die Lobby-Affäre Amthor.  

Auch für viele Journalist:innen gehört das IFG zum Handwerkszeug. Die Wahrheit ist aber auch: eine 
Recherche nach dem Informationsfreiheitsgesetz ist mit hohen Kosten und langer Wartezeit verbun-
den und mit einem Ungleichgewicht zwischen Bürger:innen und Journalistinnen auf der einen Seite, 
und den Behörden, die auf Informationen sitzen, auf der anderen Seite. In manchen Fällen mussten 
Gerichte die Herausgabe der Unterlagen erst durchsetzen.  

Deshalb fordern verschiedene zivilgesellschaftliche Gruppen eine Weiterentwicklung des Informati-
onsfreiheitsgesetzes zu einem Transparenzgesetz.  

Im Unterschied zum alten Informationsfreiheitsgesetz von 2005 wären Behörden durch ein Transpa-
renzgesetz nicht nur zur Freigabe auf Antrag verpflichtet, sondern zur bürger:innenfreundlichen au-
tomatischen Veröffentlichung im Internet. Die vielen Hürden und Ausnahmen des alten Gesetzes wür-
den dabei entfallen.  

Wäre doch mal eine gute Idee, in diese Richtung zu reformieren, mit Mehrwert für die Bürgerinnen, 
wie es im Koalitionsvertrag steht. Wir von Kontext wären dabei gerne behilflich. Ebenso wie Netzwerk 
Recherche, Lobbycontrol oder die Plattform FragDenStaat, die die Gesetzesinitiative für ein Transpa-
renzgesetz bereits 2022 bei der damalige Ampelkoalition eingebracht haben.  

Und wenn wir schon beim schwarz-roten Koalitionsvertrag sind, erlaubt mir einen kleinen Exkurs zur 
Rechtssicherheit für Non-Profit-Journalismus: Das bedeutet, dass Journalismus in die Abgabenord-
nung aufgenommen wird und damit Gesetz ist. Das heißt ganz praktisch-politisch: Es ist nicht mehr 
von Finanzämtern und deren Entscheidung abhängig, ob die Spenden, von denen etwa Kontext und 
viele andere journalistische Projekte leben, steuerlich absetzbar sind.  

Seit Jahren kämpfe ich im Forum gemeinnütziger Journalismus dafür, dass der Non-Profit-Journalis-
mus – wie etwa Kontext oder Correctiv – als dritte Säule neben Öffentlich-Rechtlich und Verlegerjour-
nalismus rechtssicher gemacht wird. Diesen Non-Profit-Journalismus braucht es als Korrektiv, weil 
die Verlegerpresse und die Öffentlich-Rechtlichen – vor einer S21-Versammlung brauche ich das wohl 
nicht extra zu erwähnen – immer mehr Lücken in der Berichterstattung lassen. Rechtssicherheit für 
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Journalismus für das Gemeinwohl. Der Satz hat es auch in den Koalitionsvertrag geschafft. Dass er 
Gesetz wird, ist das Ziel!  

Wir müssen als Zivilgesellschaft für das Recht auf Information kämpfen. Für guten Journalismus, und 
für gemeinnützige journalistische Projekte. Wenn die Zeiten härter werden, muss der Journalismus, 
müssen Information und Aufklärung noch besser werden.  

Deshalb: Lasst uns Dampf machen, dass das Bürger-Recht auf Information in ein wirkliches Transpa-
renzgesetz umgesetzt wird!  

Lasst uns gemeinsam für einen Journalismus kämpfen, der mutig hinter die Kulissen schaut!  

Lasst nicht zu, dass am Informantenschutz genagt wird!  

Oben bleiben – das gilt auch für den kritischen, den echten Journalismus! Ich danke euch.  
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